
Zusammenfassung unserer bis zum 28.4.2013 erschienenen

Beiträge zum Thema „Umgang mit dem demografischen Wandel in

Lage“:

Wir hatten angekündigt, auch die Frage zu beantworten, welche positiven Vorschläge wir

denn haben, was wir unter moderner Stadtentwicklungspolitik im Zeichen der aktuellen

demografischen Entwicklung verstehen und was in Lage jetzt passieren muss.

Damit wollen wir hier beginnen. Wir werden Ihnen an dieser Stelle aus Platzgründen

größtenteils nur einige Stichworte und Zusammenfassungen liefern können. Jeden einzelnen

dieser Punkte könnten wir noch weit ausführlicher ausführen und begründen (und werden

das auch tun, sobald es notwendig wird). Hier aber kann erst einmal nur eine Auflistung der

wichtigsten Gesichtspunkte und damit eine Art von „Einkreisung des Gesamtproblems“

erfolgen. Das Thema wird uns zwangsläufig noch Jahre bzw. Jahrzehnte beschäftigen.

I.

Der erste und wichtigste Schritt ist, das Problem einer sinkenden Bevölkerungszahl bei

gleichzeitiger Zunahme der älteren Bevölkerung überhaupt erst einmal bewusst

wahrzunehmen und zu akzeptieren.

Obwohl auch in Lage seit Jahren eine sinkende Einwohnerzahl festzustellen ist und schon

seit längerer Zeit die ersten Häuser leer stehen, wird hier häufig noch so getan, als ginge der

Kelch mit dem Einwohnerschwund an Lage vorbei. Die Entwicklung wird phasenweise fast

ignoriert. In einem Bereich der Verwaltung werden pflichtgemäß (richtige) Analysen über die

Folgen der demografischen Entwicklung verfertigt:

[Protokollauszug zur Sitzung des Sozialausschusses vom 21.11. 2012]

In anderen Teilen der Verwaltung wird das offenbar so gut wie gar nicht zur Kenntnis

genommen, sondern es wird weiter geplant und gebaut, als gäbe es diese demografische

Entwicklung gar nicht (siehe jüngstes Beispiel für die Planung eines neuen Baugebietes im

Außenbereich in Hörste - nach der fehlenden Mehrheit im Rat jetzt Gott sei Dank

gescheitert).

Denn das sind die Fakten für Lippe:



[LZ v. 14.11.2012]

Wenn man aber nicht zuerst einmal akzeptiert, dass es auch in Lage einen

Einwohnerschwund gab, gibt und zukünftig geben wird, kann man auch nicht bewusst

und verantwortlich mit dem Problem umgehen und vernünftige Handlungsstrategien

entwickeln. Die Schärfung des Problembewusstseins bei allen Verantwortlichen ist

also der unserer Meinung nach erste und wichtigste Schritt. Daran fehlt es in Lage

noch eindeutig.

II.

Schritt 2:

Wenn man also, wie wir in unserem letzten Beitrag als Voraussetzung für alles weitere

Handeln gefordert hatten, erst einmal bewusst wahrgenommen und akzeptiert hat, dass

die Bevölkerung nicht mehr wachsen, sondern (abgesehen von ganz wenigen

Kommunen und Regionen) erheblich schrumpfen und dass es immer mehr ältere

Menschen geben wird wird, müssen die notwendigen Konsequenzen daraus gezogen

werden. Denn die Politik kann ihre Entscheidungen nicht danach treffen, wie man es am

liebsten hätte, sondern wie es nach den statistischen Fakten nach sein wird.

Der zweite ganz wichtige Schritt dabei ist für uns: Man muss der Bevölkerung die

Wahrheit sagen, auch wenn das evtl. nicht immer so positiv und visionär klingt, wie man es

als Politiker/-in oder in der Verwaltungsspitze sicher lieber hätte.

Zur Wahrheit gehört, dass die Politik nichts mehr versprechen oder planen sollte, was auf

steigende oder auch nur stagnierende Bevölkerungszahlen angewiesen ist. Projekte, die auf

solche Vorstellungen gegründet sind, sind zwangsläufig zum Scheitern verurteilt. Das betrifft

sehr viele Bereiche, wie sich später noch zeigen wird. Dabei heißt es auch Abschied zu

nehmen von gewohnten Vorstellungen. Ab und zu ist das schmerzlich. Aber wir können auch

schon sagen, dass der gesamte Umstellungsprozess keinesfalls nur schmerzlich sein muss,

sondern dass es auch die Chance für positive Gestaltungen gibt und dass es dabei zu ganz

neuen Situationen kommen kann, die nicht schlechter sein müssen als die alten! Eine solche



Umstellung geht nur, wenn die Bevölkerung die Wahrheit kennt und von Beginn an

eingebunden wird.

Also: Die demografische Entwicklung wird zu erheblichen Veränderungen führen

(müssen), aber diese Veränderungen müssen keinesfalls zwangsläufig schlecht sein.

Aber man muss der Bevölkerung von Beginn an die Wahrheit sagen und sie

mitnehmen in diesem Prozess.

III.

Schritt 3:

Auch wenn es im Moment vielleicht noch der Albtraum der meisten Kommunalpolitiker ist:

Kommunen müssen in vielen Bereichen ihr Konkurrenzdenken überwinden und stattdessen

kooperieren. „Weg vom Kirchturmdenken und vom Lokalpatriotismus“ heißt die Devise der

Zukunft. Die meisten der auf uns zukommenden Probleme sind für einzelne (vor allem für

kleinere bis mittlere) Kommunen gar nicht mehr allein lösbar, sondern nur noch in

Zusammenarbeit mit anderen.

Das heißt: Die Folgen der demografischen Entwicklung kann und darf eine Stadt wie Lage

nicht versuchen allein zu bewältigen, sondern sie sind nur kooperativ zu bewältigen, mit

einem Gesamtkonzept für einen größeren Raum, mindestens mit den direkten

Nachbarkommunen, besser noch überregional.

Wir werden später bei der Behandlung einzelner Themenfelder noch konkreter darauf

zurückkommen. Aber hier sei als ein wohl sehr einleuchtendes Beispiel nur der Bereich der

Sozialpolitik im Bereich „Umgang mit den immer zahlreicher werdenden alten Menschen“

genannt: Keine kleine bis mittlere Kommune wird in der Lage sein, isoliert und ohne

Kooperation mit anderen Kommunen verantwortungsvoll damit umzugehen, etwa, was die

Krankenversorgung angeht. Ähnlich ist es mit vielen Bereichen der Infrastruktur (Nahverkehr,

Nahversorger, …), dem Schulwesen, der Bauland- und Gewerbeflächenausweisung bzw.

dem generellen Immobilien- und Flächenmanagement, usw., usw. - nirgendwo machen die

kommenden Probleme an der Gemeindegrenze halt.

Die Position, dass eine interkommunale Zusammenarbeit zur Bewältigung der Folgen des

demographischen Wandels dringend notwendig ist, ist unter Fachleuten im Prinzip

unumstritten. Wir verweisen u. a. auf einen ganz aktuellen Beitrag: In einem Magazin zum

40-jährigen Bestehen des Kreises Lippe als Verlagsbeilage zur Lipp. Landes-Zeitung vom 4.

Jan. 2013 [„Lippe (er)leben“]

gibt es auf der Seite 26 ein Interview von Redakteur Wolfgang Becker mit den beiden

Professoren Oliver Hall (Stadtplanung) und Ulrich Nether (Produktdesign) von der

Hochschule Ostwestfalen-Lippe. Wir zitieren daraus ein paar wesentliche Auszüge zu den

Äußerungen der beiden Professoren:



Und dann weiter (oben rechts):

Als weiteres Beispiel von vielen möglichen nennen wir noch einmal das von uns schon

häufiger zitierte Heft 4-2010 des Städte- und Gemeinderates zur interkommunalen

Kooperation und zur Baulandentwicklung, in dem sehr ausführlich und sachkundig zu diesem

Thema referiert wird. Komplett können Sie den Beitrag nachlesen in unserer zweiten Antwort

auf die Frage 11 zum Thema „geplantes Baugebiet in Hörste“ (6.12.2012) oder direkt unter

folgendem Link:

www.heinzwalter.de/Baulandentwickl_Staedte_u._Gemeinderat_4_2010_m_Markierungen.pdf

[Falls der Link so nicht funktionieren sollte, kopieren Sie ihn und geben ihn in die Adresszeile

Ihres Browsers ein.]

Die wichtigsten Passagen der Zusammenfassung zu Beginn präsentieren wir Ihnen in dem

folgenden Auszug aus dem Heft:



Uns ist klar, dass eine solche interkommunale Kooperation bei Lokalpolitikern/-politikerinnen

nicht überall auf Begeisterung stößt. Jahrzehnte lang ist man völlig anders verfahren und



wollte doch immer „nur das Beste für seinen/ihren Ort“. Und jetzt soll man plötzlich mit den

Nachbarkommunen zusammenarbeiten?

Dass eine solche Umstellung schwerfällt, hat auch der Bürgermeister von Schieder-

Schwalenberg, Gert Klaus, gerade wieder feststellen müssen. Obwohl seine Gemeinde

bereits am ILEK-Projekt beteiligt ist (ILEK: ein übergreifendes Entwicklungskonzept für den

ländlichen Raum, an dem sich mehrere lippische Kommunen beteiligen) und daher schon

erste Erfahrungen hat, stellt er in einem Gespräch mit der Lipp. Landes-Zeitung am

31.12.2012 fest:

(LZ v. 31.12.2012)

„Vollmundige verbale Absichtserklärungen“ sind natürlich immer einfacher als eine

Verhaltensänderung. Das ändert aber nichts daran, dass es für viele Kommunen ohne eine

Kooperation mit anderen Kommunen unter den jetzigen Umständen kein Überleben geben

wird. Denn eine nochmalige Gebietsreform, durch die Zusammenlegungen von Gemeinden

einfach „verordnet“ würden, dürfte wohl so schnell nicht kommen. Bleibt also vorläufig nur

der Weg der freiwilligen Zusammenarbeit – und dieser Weg sollte schnell vorbereitet und

gegangen werden, auch in Lage.

Dazu zitieren wir noch einmal den gleichen Professor Hall von der Hochschule Ostwestfalen-

Lippe, den wir oben bereits zitiert hatten, diesmal aus einem Interview in der Lipp. Landes-

Zeitung vom 3. Nov. 2012:

(LZ v. 3.11.2012)



Also: Auch wenn es einigen schwerfällt und es vorläufig noch ungewohnt ist, an einer

übergreifenden interkommunalen Zusammenarbeit führt in Zukunft kein Weg vorbei, wenn

die Kommunen mit den Folgen der demografischen Entwicklung verantwortungsbewusst

umgehen und möglichst viele Schäden vermeiden wollen.

IV.

Schritt 4 (und damit der erste Schritt in der konkreten Arbeit):

Die konkrete Arbeit zur Bewältigung der Folgen des demografischen Wandels in einer

Kommune beginnt, so banal das klingt,

- mit einer genauen Analyse des Ist-Zustandes

- und mit einer sich daraus entwickelnden Formulierung einer genauen Zielsetzung.

Wenn diese beiden Schritte nicht sorgfältig gemacht werden, stochert eine Kommune (auch

die Stadt Lage) im Nebel herum, die angegangenen Maßnahmen sind dann nur

Zufallsprodukte – wenn man Glück hat, helfen sie ein wenig oder schaden wenigstens nicht,

wenn man Pech hat, sind sie zusätzlich schädlich und vielleicht auch noch teuer.

Natürlich können wir hier nicht die komplette Arbeit leisten oder gar Ergebnisse

vorwegnehmen, sondern wir können nur Anregungen geben, Stichpunkte formulieren und

den groben Rahmen skizzieren. Aber ein wenig näher wollen wir die beiden oben genannten

Arbeitsschritte doch noch erläutern:

1) Eine genaue Analyse des Ist-Zustandes bedeutet u. a.:

- möglichst viele empirische Daten zu bekommen und zu sammeln

(Bevölkerungsstruktur, Zu- und Abwanderungen, Geburten und Sterbefälle,

Vorausberechnung der Bevölkerungsentwicklung, Siedlungs- und Verkehrsfläche,

Wirtschaftsdaten, Bildung u. Schulen, Zustand der Infrastruktur, Situation in den

Nachbarkommunen und der Region, usw., usw.)

- und sie zielgerichtet auszuwerten,

- weiterhin zu fragen und zu bestimmen, welches „Kommunalprofil“ die Stadt Lage hat

und was sich daraus ergibt (siehe z. B. unten: „Kommunalprofil Lage, Stadt“; IT.NRW,

Landesdatenbank),

- welchem der unterschiedlichen „Demografietypen“ sie angehört (siehe z. B. unten: LZ v.

16.8.2007; weiterhin: Kerstin Schmidt, Demografie erleben – Wachstum und

Schrumpfung vor Ort gestalten; Handbuch Kommunalpolitik, Loseblattsammlung, Raabe-

Verlag, Berlin, zuerst 2007; G 1, S. 21)

- welche Merkmale dafür hauptsächlich ausschlaggebend sind,

- welche Gesamtsituation in Lage vorherrscht,

- in welchem Zustand bzw. auf welcher Stufe der Entwicklung man sich hier befindet und

welche Prognosen darüber möglich sind, was danach kommt,

- usw., usw.



Zu einigen der Unterpunkte sind in der Stadtverwaltung bereits erste Ansatz - Analysen

gemacht worden. So hat z. B. Frau Corinna Vogt („Fachgruppe Soziales“ und

Seniorenbeauftragte der Stadt) schon im Jahre 2007 eine Einstufung der Stadt in den

„Demographietyp 6: Städte und Gemeinden im ländlichen Raum mit geringer Dynamik“

vorgenommen (siehe z. B. LZ v. 16.8.2007 unten). Wenn überhaupt, sind daraus aber nur

sehr begrenzt allererste Schlüsse gezogen worden, dazu auch nur im Bereich „Senioren /

Altenpolitik“. Um eine Stadt fit zu machen für den demografischen Wandel, gehört noch viel

mehr dazu. Hier gibt es also trotz der kleinen Ansätze großen Nachholbedarf und noch viel

Arbeit.

(LZ v. 16.8.2007)

Weitere Möglichkeiten für Analysen, Statistik und Auswertung (u. a.):



Und viele mehr …

2) Was soll das heißen: „eine sich daraus entwickelnde Formulierung einer genauen

Zielsetzung“?

Eine richtige Analyse gewinnt erst dann Gewicht, wenn daraus die richtigen Schlüsse

gezogen werden. Das bedeutet für unseren Zusammenhang („Bewältigung der Folgen der

demografischen Entwicklung in Lage“), dass aus den empirischen Daten und ihrer

Bewertung jetzt die adäquaten Zielsetzungen für die Umsetzung in Lage entwickelt werden

müssen. Nur, wenn die Zielsetzungen aus der Analyse hervorgehen, können sie für die Stadt

Lage passgenau sein. Und nur, wenn die Zielsetzung klar ist, können begründet Strategien

für eine konkrete Umsetzung und die dafür erforderlichen Mittel beschlossen werden.

Ein Beispiel zur Verdeutlichung:

Grundsätzlich kann es für Kommunen drei Entwicklungsrichtungen geben (alle vor dem

Hintergrund, dass Kommunen insgesamt schrumpfen!):

1) Eine Kommune setzt sich das Ziel, (weiter) zu wachsen.

2) Eine Kommune setzt sich das Ziel, den jetzigen Status zu halten und im Grunde „zu

stagnieren“.

3) Eine Kommune „weiß“, dass sie sowieso schrumpfen wird, und setzt sich das Ziel,

diesen Prozess möglicher Weise zu verlangsamen, aber sonst, da sie ihn nicht

verhindern kann, möglichst gezielt zu begleiten und evtl. das Beste daraus zu

machen.

Es muss sicher nicht genauer erläutert werden, dass diese drei Prozesse, aus denen

entsprechend unterschiedliche Zielsetzungen hervorgehen, jeweils ebenso unterschiedlicher

Vorgehensweisen und Maßnahmen bedürfen, wenn sie Erfolg haben sollen.

Für die Stadt Lage dürfte nach allem, was bisher Stand der Erkenntnis ist, und aufgrund der

Fakten und Prognosen nur die dritte Entwicklungsrichtung in Frage kommen. Das muss

keinesfalls negativ sein, mindestens nicht nur negativ, sondern das birgt auch eine Menge

an Chancen auf anderen Gebieten – falls rechtzeitig ein Gesamtkonzept vorliegt! Ein

Stadtquartier, das frühzeitig erkennbar von erheblichem Leerstand geprägt sein wird, in ein

Quartier mit viel Grün, einem gesunden, aber insgesamt hochwertigen Wohnungsmix und

evtl. Mehrgenerationenwohnungen u. a. umzuwandeln – ist das keine reizvolle Aufgabe?

Und würde sich die Stadt Lage dadurch verschlechtern? Und ein Brachland in einem Ortsteil

in zusätzliches Grünland und damit in Natur zurück zu verwandeln – ist das keine Chance

auf zusätzliche Attraktivität?

Man sieht also: Der demografische Wandel ist keine Katastrophe, sondern (auch) eine

Chance! Eine rechtzeitige Analyse, Zielsetzung und Planung schafft Möglichkeiten, die Stadt

zu entwickeln – allerdings dann eben nicht im Sinne von „Zuwachs an Bevölkerung,

Infrastruktur, Gebäuden, Industrie, …“ etc., sondern an einem Zuwachs an Qualität und



Gestaltung – selbstverständlich im Bewusstsein, dass nicht alles, was jetzt existiert, erhalten

werden kann.

Das sollte die Zielsetzung der Stadt Lage für die nächsten Jahre und Jahrzehnte sein. Wenn

man sich mit allen positiven und negativen Konsequenzen dazu bekennt und zudem die

Bevölkerung durch Ehrlichkeit und Transparenz auf diesem Wege mitnimmt (siehe unseren

„Schritt 2“!), kann auch ein demografischer Wandel im weiteren Sinne „erfolgreich“ bewältigt

werden.

V.

Ab heute: Nähere und konkrete Befassung mit vorher bereits angesprochenen

Gesichtspunkten

Ausgangsfrage(n): Mögliche Zielsetzungen für die Stadt Lage für die Bewältigung der

Folgen der demografischen Entwicklung – welche Strategie könnte für eine Stadt wie

Lage erfolgreich sein? Welches Konzept bzw. welche Konzepte erschiene(n) eventuell

sinnvoll unter den gegebenen Bedingungen?

Wir hatten in unserem letzten Beitrag davon gesprochen, dass nach einer erfolgten

sorgfältigen Analyse auf der Basis dieser Ergebnisse eine daraus entwickelte Zielsetzung mit

einem Erfolg versprechenden Konzept entwickelt werden müsse, bevor es an eine konkrete

Umsetzung geht.

Wir wollen uns ab heute ein wenig mit der Frage beschäftigen, was denn für eine Stadt wie

Lage unter diesen Umständen eventuell wohl in Frage käme.

Es muss wohl auch hier nicht gesondert betont werden, dass wir mit unseren bescheidenen

Möglichkeiten nicht die Planungsarbeit leisten und Ergebnisse vorwegnehmen können. Wir

haben dafür nicht einmal genügend konkrete und ganz aktuelle Analyseergebnisse

vorliegen. Wir wollen nur einige Beispiele nennen und kurz erläutern und vielleicht ein paar

Anregungen geben. Alles Weitere muss dann offiziell in Politik und Verwaltung geleistet

werden.

1. Teil: mögliche Analyseergebnisse für die Stadt Lage

Wie könnten einige Analyseergebnisse für die Stadt Lage aussehen? Welche Hinweise

deuten sich bisher an?

a) Wir hatten in einem vorherigen Beitrag bereits erwähnt, dass die Stadt Lage als „kleine

Mittelstadt“ von einer Verwaltungsmitarbeiterin im Jahre 2007 zum Demografietyp 6 „Städte

und Gemeinden im ländlichen Raum mit geringer Dynamik“ gerechnet wurde. Nach unseren

Recherchen ist diese Aussage mindestens zum aktuellen Zeitpunkt nicht (mehr) haltbar.

Nach Stand Januar 2013 gehört die Stadt Lage lt. einer Typisierung der Bertelsmann-

Stiftung aus den Datenjahrgängen 2007 und 2008 zum Demografietyp 5 „Städte und

Gemeinden in strukturschwachen ländlichen Räumen“.

(Quelle: http://www.wegweiser-kommune.de/datenprognosen/demographietypen/Demographietypen.action)

- Dieser Demografietyp hat folgende Charakteristika im Verhältnis zum

Durchschnittswert aller Typen:



(Quelle: www.wegweiser-kommune.de - siehe obigen Link!)

- Noch einmal abweichend davon und spezifisch hat die Stadt Lage folgende

Charakteristika:

(Quelle: www.wegweiser-kommune.de – siehe obigen Link!)



- Um zu zeigen, welche Unterschiede es gibt und wie sehr zuerst die spezifische

Ausgangslage einer Stadt erkundet werden muss, bevor konkrete Maßnahmen getroffen

werden, zeigen wir als Vergleich zu Lage die Nachbarstadt Lemgo (Demografietyp 6 -

„Städte und Gemeinden im ländlichen Raum mit geringer Dynamik“), die in vielen Bereichen

ganz andere Werte aufweist und daher mindestens in Teilbereichen auch anderen

Handlungsbedarf hätte:

(Quelle: www.wegweiser-kommune.de – siehe obigen Link!)



b) Nach der folgenden Systematik würde die Stadt Lage sich in einer Situation irgendwo

zwischen „Mittelzentrum“ und „Unterzentrum“ wiederfinden – für ein lupenreines

Mittelzentrum fehlen bereits einige entscheidende Elemente:

Rebecca Eizenhöfer, Heidi Sinning, Lebensqualität und Kostenwahrheit in der Siedlungsentwicklung, in:
Handbuch Kommunalpolitik, Loseblattsammlung, Stuttgart, zuerst 2007, H 2, S. 13

Realistisch betrachtet nähert sich die Stadt Lage also eher der Kategorie „Unterzentrum“.

c) Die Statistiken über die aktuelle Bevölkerungsentwicklung in der Stadt Lage weisen

sämtlich – wenig überraschend – negative Salden aus.

- So sieht man an der Statistik über die natürliche Bevölkerungsbewegung (= Verhältnis von

Geburten und Sterbefällen) für das Jahr 2010 einen Überhang von 104 mehr Sterbefällen als

Geburten (Stadt Lage, Einwohnerstatistik 2010, Stand 31.12.2010; Quelle: Kommunales

Rechenzentrum Lemgo – siehe unten!).



- Auch das Verhältnis von Fort- und Zuzügen ist per Jahressaldo negativ, allerdings für 2010

relativ moderat mit – 4 (gleiche Quelle KRZ - siehe unten!).

Insgesamt jedoch ist der Jahressaldo für Lage für 2010 mit einem Gesamtverlust von 108

Einwohnerinnen / Einwohnern deutlich negativ.

d) Als „Speckgürtel“ für die Stadt Bielefeld, also als attraktives Wohngebiet für Bürgerinnen

und Bürger, die in Bielefeld arbeiten, aber wegen des kurzen Weges und des guten

Umfeldes lieber im Umland wohnen, kommt Lage in dieser Form kaum mehr in Frage. Es

arbeiten selbstverständlich viele Lagenser in Bielefeld und pendeln jeden Tag hin und

zurück. Im Grunde ist die Entfernung für den täglichen Weg allerdings bereits zu groß, um

noch wirklich attraktiv zu sein. Von den westlich und damit in Richtung Bielefeld gelegenen



lippischen Kommunen kommt in dieser Hinsicht eigentlich nur noch Leopoldshöhe in Frage,

das daher ja auch eine Erwartung auf Bevölkerungszuwachs hat, ansatzweise noch

Oerlinghausen und ggf. noch Bad Salzuflen, das aber als „Schlafort“ für Bielefelder

Arbeitnehmer aus anderen Gründen eigentlich kaum in die enge Wahl kommt.

Diese wenigen Beispiele für eventuelle Analyseergebnisse und deren mögliche Auswertung

sollen exemplarisch aufzeigen, welche Merkmale für Lage „typisch“ sein könnten oder

wahrscheinlich sein werden. Viele Aspekte fehlen - bei einer sorgfältigen und quantitativ

ausgeweiteten Analyse würden natürlich noch sehr viel mehr Merkmale und Hinweise dazu

kommen. Die daraus abgeleiteten spezifischen Eigenschaften der Stadt Lage müssen dann,

wie in den Beiträgen vorher bereits angedeutet, in ein ebenso spezifisches Gesamtkonzept

einfließen, mit dem die Stadt Lage in Ihrer besonderen Situation die Folgen des

demographischen Wandels den Verhältnissen entsprechend möglichst effizient bewältigt.

2. Teil:

Wie könnte ein Konzept für Lage zur Bewältigung der Folgen des demographischen

Wandels aussehen, das sich aus den Analyseergebnissen für die Stadt Lage und deren

„besonderen Eigenschaften“ ergibt?

Die genaue Auswertung einer Analyse der konkreten Situation einer Stadt bedarf eines sehr

hohen Aufwandes und muss von Fachleuten geleistet werden, die die fachwissenschaftliche

Methodik perfekt beherrschen und Handwerkszeug und genügend Mittel zur Verfügung

haben. Wir können angesichts unserer bescheidenen Möglichkeiten auch hier wiederum nur

ein oder zwei Gesichtspunkte herausnehmen und exemplarisch zeigen, wie man es machen

könnte.

Greifen wir aus den im vorherigen Beitrag 5 gelieferten ausgewählten Analyseergebnissen

also einmal etwas heraus, was besonders signifikant ist. Was bietet sich an?

Zum Beispiel:
In dem Schaubild der Bertelsmann – Stiftung aus unserem letzten Beitrag, das den Vergleich
zur Nachbarstadt Lemgo zeigt, wird deutlich, dass die Stadt Lage:
- einen überdurchschnittlich hohen Anteil an Einpersonen - Haushalten hat,
- dass der Anteil der unter Achtzehnjährigen überdurchschnittlich hoch ist,
- dass die SGB II – Quote* deutlich überdurchschnittlich ist
- und dass (sicher auch deswegen) die Kaufkraft der Einwohnerschaft insgesamt deutlich
unterdurchschnittlich ist.
[* “SGB II – Quote“ = Anzahl bzw. Quote der Empfänger/-innen von Leistungen aus der Grundsicherung für
Arbeitssuchende, auch „Hartz IV“ genannt]

Was könnte sich, vorläufig einmal relativ isoliert betrachtet, aus diesen Gesichtspunkten als

eine mögliche Planungs- und Handlungsmaxime für die Stadt Lage ergeben?

Positiv formuliert:

Es müsste zuerst einmal alles Mögliche getan werden, um die heute unter Achtzehnjährigen

auch später am Wohnort zu halten, soweit das möglich ist, da sie die künftige

Bevölkerungszahl und Altersstruktur (angesichts der grundsätzlich eher negativen

Umstände) relativ positiv beeinflussen. Das bedeutet u. a.: Versuche der Sicherstellung von

Schulangeboten, Arbeitsplatz- und Ausbildungsangeboten, Kultur- und

Unterhaltungsangeboten, Wohnungsangeboten, Freizeitangeboten, Sportangeboten,



Erholungsangeboten, … . Selbstverständlich wird das nicht in jedem Einzelfall möglich sein,

beispielsweise dann nicht, wenn jüngere Menschen nach dem Abitur in eine fremde Stadt

zum Studium ziehen o. ä., denn dann sind sie auch durch „Zusatzangebote“ kaum noch zu

halten. Aber grundsätzlich müssten wesentliche Maßnahmen dem Ziel dienen, so viel

jüngere Menschen wie möglich am Ort zu halten – möglichst sogar ein Leben lang. Denn

wenn kein Zuwachs (durch vermehrte Geburten oder Zuzüge etc.) zu erwarten ist, muss

Bestandssicherung in möglichst hohem Ausmaß das Ziel sein.

Negativ (bzw. umgekehrt) formuliert:

Es muss möglichst alles vermieden werden, was die Jüngeren zum Wegziehen bewegen

könnte. Das ist nämlich leider bislang nicht gelungen, wie eine andere Statistik belegt, in der

die hohe Quote der „Fortzüge weg aus Lage“ auch schon der unter 18-Jährigen, vor allem

aber der zwischen 18- und 25-Jährigen deutlich wird:

„Kommunalprofil Stadt Lage“; in: Information und Technik NRW, Geschäftsbereich Statistik, Düsseldorf, Stand

26.11.201, S. 9

Man sieht auch an diesem Schaubild, dass gerade in der wichtigen Gruppe der 18- bis 25-

Jährigen in Lage eine überdurchschnittlich hohe „Auswanderungsrate“ festzustellen ist. Hier

müsste man dringend den Ursachen auf den Grund gehen und eine Verbesserung der

Bedingungen versuchen.

Aus den zu Beginn benannten Analysemerkmalen ließe sich weiterhin entnehmen, dass es

schon wegen der fehlenden finanziellen Möglichkeiten einer großen Klientel wenig Sinn



machen würde, eine erhöhte Anzahl an relativ teuren oder luxuriösen Ein- oder

Zweifamilienhäusern oder Wohnungen zu schaffen (schon gar nicht in Außenbereichen) oder

(worauf wahrscheinlich sowieso niemand gekommen wäre) „Luxusgeschäfte“ in Lage

anzusiedeln. Das bedeutet selbstverständlich nicht, dass es nicht auch den Bedarf dafür

gibt. Aber wenn man nicht Illusionen, sondern die Realität als Grundlage für die

Stadtplanung nehmen will, müsste der Schwerpunkt für Lage nach den oben benannten

Indizien darauf liegen, preiswerten, dennoch qualitativ ansprechenden kleineren Wohnraum

zur Verfügung stellen zu können („Einpersonen – Haushalte“), also eher kleine, aber nicht zu

teure Wohnungen, möglichst in zentraler Lage mit den entsprechenden

Einkaufsmöglichkeiten mindestens für den Grundbedarf. Für Familien müssten ebenso

bezahlbare, aber entsprechend größere Wohnungen zur Verfügung stehen, wegen der

besser zur Verfügung zu stellenden Betreuungs- und Schulangebote und des neuen Trends

„Zurück in die Stadt“ möglichst viele ebenfalls in zentraler Lage.

„Schaffung von neuem Wohnraum, bedarfsgerecht und attraktiv“ scheint auf den ersten Blick

den Forderungen nach Schonung von Ressourcen und Einschränkung des

Flächenverbrauchs zuwider zu laufen. Aber das täuscht: Wenn Stadtplaner und Architekten

den fälligen Paradigmenwechsel verinnerlicht haben, betitelt z. B. mit „Umbau statt Ausbau“

oder „Innenbereich vor Außenbereich“ etc., wenn es weiterhin ein funktionierendes

Leerstandsmanagement gibt, kann mindestens ein sehr großer Teil des oben skizzierten

Wohnraumbedarfs in zentraler Lage aus jetzigem Altbestand oder Leerstand oder

Umwidmung gedeckt werden. Das gilt vom Prinzip her in vermindertem Maße auch für die

Ortsteile bzw. für die Bürgerinnen und Bürger, die nicht in der Stadt, sondern auf dem Lande

wohnen möchten. Also: Für den „Fortbestand“ der Stadt Lage nützt es in einer solchen

spezifischen Situation nichts, sondern schadet nur, immer mehr Neubaugebiete in

Außenbereichen zu präsentieren, weil dadurch der in Lage herrschenden

Bevölkerungssituation und den sich daraus ergebenden Bedürfnissen nicht Rechnung

getragen wird, statt dessen aber zukünftige Folgekosten produziert werden.

Zwischenfrage: Was ergibt sich generell für die Ortsteile aus einer Konzentration

auf den Innenbereich und die Innenstadt? Hungern sie demnächst komplett aus,

weil sie nichts mehr anbieten können, wenn sich zukünftig doch alles in den

Innenstädten abspielt?

Wenn die Bevölkerungszahl insgesamt geringer wird und zudem eine

Konzentration in den Innenbereichen und den Städten stattfindet, kann es gar

nicht ausbleiben, dass auch und vor allem die Bevölkerungszahl in den Ortsteilen

geringer wird. Wenn man der Bevölkerung nichts vormachen will, sondern sie in

transparenter Weise auf dem Weg der Bewältigung der Folgen der

demographischen Entwicklung mitnehmen will (siehe dazu unseren „Schritt 2“!),

muss man diese Fakten zur Kenntnis nehmen und auch kommunizieren.

Das heißt aber nicht, dass die Ortsteile „aushungern“! Es wird sich auch in

Zukunft nicht alles in den Innenstädten abspielen, sondern es wird weiterhin

auch viele Menschen geben, die nicht in den Innenstädten, sondern außerhalb

und in den Ortsteilen leben möchten. Aber die Ortsteile müssen sich in

spezifischer, aber wahrscheinlich reduzierter Form auf andere Art und Weise

attraktiv machen, um wenigstens bestimmte Standards halten zu können. Mit

diesem Punkt werden wir uns noch in einem gesonderten Beitrag beschäftigen.



2. Beispiel: Befassen wir uns für heute erst einmal noch mit einem weiteren Bereich, um zu

zeigen, wie man für die Stadt Lage aus Analyseerkenntnissen ein mögliches Konzept für den

Umgang damit entwickeln kann. Wir nehmen dazu einen Bereich, zu dem es – endlich

einmal – in Lage wenigstens bereits gewisse erste Gedanken, Absichtserklärungen und wohl

auch Ergebnisse gibt.

Es handelt sich um den Bereich der Vorsorge für eine immer älter werdende

Gesellschaft:

(…)



Das sind Auszüge aus einem Artikel von Dieter Asbrock aus der LZ vom 28. November

2012. Berichtet wird über eine Sitzung des Sozialausschusses, die kurz vorher stattgefunden

hat.

Hier haben wir sowohl Analyseergebnisse hinsichtlich der Situation in der Stadt Lage

vorliegen („Verhältnis der Rentner zur Erwerbsbevölkerung ist in Lage überdurchschnittlich

hoch“, „dass Lippe und Lage Abwanderungsregionen seien“, „immer mehr Ältere wohnen zu

zweit, (…), es drohen Vereinsamung und leere Straßenzüge“) als auch bereits erste

Ansätze für Konzepte und Zielsetzungen („kleinteilig und dezentral denken und die

Betroffenen am Prozess beteiligten, (…), versuchen, junge Menschen in die Quartiere zu

bekommen, [die Quartiere] müssen dazu … attraktiv und mit entsprechender Infrastruktur

ausgestattet werden“).

Auch an diesem Beispiel, hier aus dem Bereich der Altenvorsorge, sieht man, wie es

prinzipiell gemacht werden kann und gemacht werden muss.

Das waren heute zwei Beispiele dafür, wie man zuerst eine Situation analysiert, dann die

Analysen auswertet und daraus ein Konzept bzw. eine Zielsetzung für eine Stadt gewinnt.

Das ist das, was wir zeigen wollten und wollen. Denn so, und nur so, kann eine Stadt wie

Lage die Folgen der demographischen Entwicklung einigermaßen verträglich bewältigen.

VI.

In unserem letzten Beitrag hatten wir auch die Frage gestellt, was denn als Folge der

demografischen Entwicklung in den Ortsteilen passieren könnte, wenn eine zunehmende

Konzentration auf die Zentren und Innenstädte stattfindet (und ja auch stattfinden soll).

Gehen dann die Ortsteile über kurz oder lang vollständig ein, weil sie nichts mehr zu bieten

haben und die Bevölkerung hier noch stärker zurückgeht als in den Zentren? Ist

„Innenentwicklung“ das Todesurteil für viele Ortsteile, die „außerhalb“ liegen?

1. Teil

Bei einem Rückgang der Bevölkerungszahl muss sich unter den heutigen sozialen und

wirtschaftlichen Bedingungen zwangsläufig eine Konzentration vieler Abläufe auf weniger

Orte als früher ergeben. Es wird der falsche Weg sein, einfach darauf zu hoffen und zu

bauen, dass alles für das tägliche Leben Wichtige weiterhin an fast allen Orten vorgehalten

wird. Für Sparkassen, Banken, die Post, für Lebensmittelgeschäfte und auch für

Dienstleistungen (auch für ärztliche Versorgung) zählt in erster Linie der Faktor

Wirtschaftlichkeit. Diesem wird im Zweifelsfall, so brutal das klingen mag, alles untergeordnet

werden – es wird dort keine Bankfiliale und keine Postfiliale und kein Lebensmittelgeschäft

mehr geben, wo Verluste eingefahren werden. Diese Wahrheit ist nicht angenehm, aber es

wäre unehrlich, andere Wünsche und Vorstellungen am Leben zu erhalten, von denen man

weiß, dass sie nicht in Erfüllung gehen.



Die Konzentration der Abläufe, Dienstleistungen und Geschäfte wird also vorrangig in den

Zentren und Innenstädten stattfinden (müssen), schon allein deswegen, weil hier die Anzahl

an Menschen zusammenkommt, bei der Geschäfte anfangen sich zu lohnen. Aus

diesem Grunde ist es auch sinnvoller, Altenwohnungen vorrangig in die (Innen-)Städte und

Zentren zu legen - wenn die älteren Menschen noch eine Gelegenheit haben sollen, vieles

(auch Einkäufe) selbstständig zu erledigen, dann ist das vorrangig dort, wo Geschäfte und

Dienststellen in einigermaßen gut erreichbarer Nähe liegen („kurze Wege“). Wichtige

Einrichtungen, umfassende ärztliche Versorgung, kulturelle Angebote - das wird in vielen

Ortsteilen demnächst kaum mehr erreichbar sein. So unangenehm auch diese Entwicklung

für einzelne Ortsteile ist, vor allem für die, die weiter entfernt liegen von den Zentren, so

sinnvoll und logisch ist diese Entwicklung in übergeordneter Betrachtung („Innenentwicklung

vor Außenentwicklung“).

Also bedeutet das für die Ortsteile, dass sie langsam, aber sicher „ausgehungert“ werden?

Nein, das bedeutet es in dieser Form nicht.

Allerdings bedeutet es, und das muss man der Wahrheit und Ehrlichkeit halber noch einmal

deutlich betonen, dass in vielen Ortsteilen tatsächlich nicht mehr alles vorhanden sein wird,

an das man sich bis heute gewöhnt hatte. Die Rückentwicklung hat jedoch längst eingesetzt

und schon viel früher begonnen. Man erinnere sich daran, in wie vielen (auch kleinen) Orten

noch vor 15 bis 20 Jahren Bank- und Postfilialen vorhanden waren und dass ein „Tante-

Emma-Laden“ in fast jedem kleinen Ort vorhanden war (manchmal zwei) und dass es drei

oder vier oder fünf Gaststätten gab. Und heute? In vielen kleineren Orten gibt es nichts

mehr, und diese Rückentwicklung dauert schon mindestens 10-15 Jahre lang an.

Insofern ist das, was auf viele Ortsteile zukommt und noch zukommen wird, nicht mehr

grundsätzlich neu. Aber es wird sich vor allem in ungünstig gelegenen Ortsteilen partiell noch

verschärfen. Sich frühzeitig auch darüber klar zu werden bedeutet, sich frühzeitig einstellen

zu können, nicht negativ überrascht zu werden und rechtzeitig beginnen zu können,

mögliche Alternativen zu entwickeln.

Was Dienstleistungen und notwendige Einkäufe betrifft, lässt sich bei genauer Überlegung

und guter Zusammenarbeit in vielen Ortsteilen mit etwas Fantasie und Solidarität

wahrscheinlich die eine oder andere passable Lösung finden (gemeinsame Fahrdienste,

Einkaufsservice, fachkundige gegenseitige Hilfe beim Arbeiten mit dem Computer, den

neuen Medien und beim Online-Service zur Erledigung vieler Vorgänge, etwa Onlinebanking,

von Verwaltungsseite oder Bibliotheken aus vielleicht das eine oder andere Serviceangebot

pro Woche oder pro Monat in den Ortsteilen, …). Wenn es dann gelingt, einen vernünftigen

und attraktiven öffentlichen Nahverkehr zu installieren, der umliegende Orte und die Zentren

einigermaßen gut erreichbar macht, wären einige Probleme schon erheblich entschärft.

Was das mögliche „Ausbluten“ der Ortsteile hinsichtlich des Aussehens und des äußeren

Bildes anbetrifft, gilt es ebenfalls frühzeitig Alternativen zu entwickeln und gegenzusteuern.

D.h. beispielsweise: Wenn sich in einem Ortsteil die Leerstände häufen, muss man

rechtzeitig versuchen, daraus attraktive andere Gestaltungen zu entwickeln, etwa

Gemeinschafts- und Begegnungsräume, in denen sich Interessierte treffen können, oder



Räume für Arbeitskreise oder Kulturräume oder Gestaltung von Mehrgenerationenhäusern

oder aber Abriss der Häuser (Rückbau) und Zurückführung in Naturlandschaft mit den

entsprechenden sich entwickelnden Schönheiten (Renaturierung) oder einen Park mit

Bänken und Spielmöglichkeiten usw.

Freizeitangebote werden in den einzelnen Ortsteilen evtl. nicht in der gleichen Form

vorgehalten werden können wie in den Innenstädten und Zentren. Das muss aber nicht

heißen, dass in den Ortsteilen nichts los ist. Erstens gibt es Freizeitangebote und

Möglichkeiten, die in Innenstädten so nicht vorhanden sind (Fahrradfahren, Wandern,

Joggen, Tierhaltung, …). Zweitens gibt es auch hier Vereine, in denen man sich engagieren

kann. Natürlich haben es Vereine in den Ortsteilen bei einer sinkenden Bevölkerungszahl

prinzipiell schwerer, sich am Leben zu erhalten. Aber selbst ein kleiner gewordener Verein

bietet ja noch Möglichkeiten der Betätigung und der Kommunikation. Sportvereine, die

traditionell unter sinkenden Bevölkerungszahlen leiden, weil sie z. B. nicht mehr alle früher

einmal gemeldeten Mannschaften vollständig besetzt bekommen, können von Fall zu Fall

gezwungen sein, Spielgemeinschaften mit anderen Vereinen einzugehen. Das wird heute

bereits vielfältig praktiziert und hat bisher nicht den Tod der Sportvereine bedeutet. Es gibt

also Mittel und Möglichkeiten, mit neuen Situationen kreativ umzugehen, ohne dabei

unterzugehen.

Und dann gibt es ja noch die Bereiche, in denen sich ein Ortsteil nicht hinter den Zentren und

Innenstädten verstecken muss, sondern sogar Vorteile hat. Kommunikationsmöglichkeiten

mit Nachbarn und sich daraus ergebende nachbarschaftliche Freundschaften sind vielleicht

in den Ortsteilen schneller und besser möglich als in den Städten. Dass es in den Ortsteilen

meist weniger Verkehr, weniger Lärm, weniger Schadstoffe gibt, trägt zur besonderen

Qualität bei und wird von vielen vielleicht besonders geschätzt, mehr als eine Innenstadt.

Wenn es dann noch ein oder zwei Gaststätten gibt, die auch als Treffpunkte und

Versammlungsort dienen können, wäre das eine weitere Möglichkeit zur internen

Kommunikation in einem Ortsteil. Diese möglichen Qualitäten gilt es zu betonen und

auszubauen. Dann werden die Ortsteile auch in Zeiten der negativen demografischen

Entwicklung weiterhin ihre Bewohnerinnen und Bewohner finden. Es werden zwar nicht

mehr, sondern meistens eher weniger werden, aber die Ortsteile werden keinesfalls

„aussterben“.

2. Teil

Im Zuge der Befassung mit der Situation und den spezifischen Problemen der Ortsteile bei

der Bewältigung der Folgen der demografischen Entwicklung sind wir Ihnen noch einen

weiteren Beitrag schuldig, der sich damit befasst, was denn eine mögliche Schließung von

zentralen Institutionen in den Ortsteilen für die dortige Entwicklung bedeutet. Zentrale

Institutionen in den Ortsteilen sind fast immer die Schulen. Wie geht man in einem Ortsteil

mit einer solchen Situation um und was gibt es zu bedenken? Damit wollen wir uns in dem

folgenden Beitrag ein wenig befassen.

Zu besonders schwierigen Situationen in den Ortsteilen kommt es, wenn Institutionen

wegfallen, die für die Identität des Ortsteils wichtig sind. Zu solchen Institutionen gehören

fast immer die ansässigen Schulen. Dabei reden wir für die Ortsteile eigentlich weniger über

die weiterführenden Schulen, denn die sind für die meisten Schülerinnen und Schüler in den

Ortsteilen einer Stadt wie Lage bereits heute nicht mehr direkt vor Ort, sondern nur mit

Bus und / oder Bahn zu erreichen. In erster Linie betrifft es die Grundschulen – sie sind meist



eine Art von Zentrum des Ortes oder Ortsteils und für die Kinder häufig zu Fuß erreichbar.

Kinder lernen hier ihre Freunde und Freundinnen kennen, Eltern lernen sich gegenseitig

kennen, Netzwerke entstehen. Und oft sind auch die Eltern und die Großeltern bereits zu

dieser Schule im Ort(steil) gegangen. An einer solchen Schule hängt also mehr als „nur“ ein

Bildungsauftrag.

Was wird mit diesen Grundschulen im Zeitalter der demografischen Entwicklung? Und was

wird, wenn eine solche Grundschule geschlossen werden muss, weil die Anmeldezahlen

nicht mehr ausreichen?

Für den Umgang mit einer solchen Situation gibt es mehrere Optionen. Nicht zu diesen

Optionen gehört, im Wissen um sinkende Bevölkerungszahlen einfach auf steigende

Bevölkerungszahlen zu hoffen oder gar darauf zu bauen.

Erstens wird es - auf jeden Fall für Lage und fast alle vergleichbaren Städte - in den

nächsten Jahrzehnten keine steigende Bevölkerungszahl mehr geben. Diese Entwicklung ist

für absehbare Zeit unumkehrbar – selbst, wenn in den nächsten Jahren die Geburtenzahlen

überraschender Weise wieder leicht ansteigen würden, wäre die Auswirkung auf eine

Stabilisierung der Bevölkerungsentwicklung erst in mehreren Jahrzehnten spürbar. Bis dahin

gibt es schlicht zu wenig Kinder, die in einigen Jahren selbst wieder Kinder bekommen

könnten. Steigende Zahlen von nach Deutschland kommenden Migranten können die

Verluste nicht annähernd aufwiegen. Das sind Fakten, denen man sich einfach stellen muss,

statt sie zu verleugnen.

Es kommt aber noch etwas anderes hinzu: Wenn ein Ortsteil (oder auch eine gesamte

Kommune) in Zeiten allgemein sinkender Bevölkerungszahlen noch auf steigende oder

stagnierende Bevölkerungszahlen setzt, löst sie damit nicht das Problem der negativen

demografischen Entwicklung, sondern initiiert allenfalls einen internen oder regionalen

unsinnigen Konkurrenzkampf – steigende Bevölkerungszahlen in einem Ort(-steil) bedeuten

zwangsläufig dann noch stärker sinkende Bevölkerungszahlen in anderen Ortsteilen oder

Orten, wie wir an anderen Stellen schon erläutert haben. Das ist kein seriöses

Handlungskonzept, kein einziges Problem wird so auf Dauer gelöst.

Zurück zum Thema „drohender Verlust einer (Grund-)Schule im Ort“ - was ist zu tun, wie ist

damit umzugehen?

Übergreifend gilt wieder, wie schon mehrfach betont, dass Realitätsbewusstsein und

Ehrlichkeit auf Dauer die besseren Ratgeber sind.

Die für alle Beteiligten angenehmste Version wäre natürlich, man könnte versprechen, dass

die Grundschulen in allen Orten, in denen sie jetzt (noch) vorhanden sind, auch in 10 oder 20

Jahren noch vorhanden sind. Ein solches Versprechen kann man angesichts der

zwangsläufig kommenden Entwicklung nicht geben. Es wäre schlicht unseriös.

Also muss man dem Problem in die Augen zu sehen und Maßnahmen treffen, die die Folgen

wenigstens abmildern.

Das bedeutet hinsichtlich der Grundschulen erstens, dass selbstverständlich das Ziel sein

sollte, so viele Grundschulen wie möglich in den Ortsteilen zu erhalten. Das ist keinesfalls

ein Widerspruch zu dem oben angemahnten Realitätsbewusstsein, weil es kein blindes

Versprechen enthält, sondern eine Zielvorgabe. Die ist kaum zu 100 % zu erfüllen, aber sie

sollte möglichst weitgehend erfüllt werden.

Die beste und „eleganteste“ Lösung wäre selbstverständlich, dass die jetzige Gesetzeslage

sich ändert und auch (wieder, denn das hatten wir ja schon mal) kleinere Grundschulen und



kleinere Eingangsklassen erlaubt würden. Unter diesen Bedingungen könnten dann natürlich

mehr Schulen einer drohenden Schließung entgehen.

Aber wie realistisch ist eine solche Hoffnung in Zeiten, in denen überall klamme Kassen

vorherrschen? Wir möchten nicht spekulieren, aber wir möchten auch keine falschen

Hoffnungen nähren: Die Forderung nach kleineren Schulen und Klassen ist vor allem für

Grundschulen ganz sicher sinnvoll, auch wenn man gewisse pädagogische Bedenken

äußern kann, beispielsweise, dass in kleineren Schulen mit geringerer Ausstattung und

Lehrerbesetzung auch nicht das gleiche pädagogische Angebot wie in größeren Schulen

angeboten werden kann. Das würden Eltern sicher eher in Kauf nehmen als die Schließung

„ihrer“ Schule. Aber dass in absehbarer Zeit noch einmal eine – teure – Senkung der

Schülerzahl für Eingangsklassen beschlossen wird und dass auf diese Art mehr

Grundschulen in mehreren Ortsteilen erhalten werden können, ist wünschenswert, aber nach

aktueller Bewertung, vorsichtig formuliert, sehr unwahrscheinlich.

Auch dass es in Zukunft für besondere Situationen in bestimmten Ortsteilen mehr

„Ausnahmetatbestände“ geben könnte, dass also mehr kleinere Schulen „wegen besonderer

Umstände“ erhalten werden, die sie geltend machen können, ist nicht sehr wahrscheinlich -

schon wegen der (sicher nicht unberechtigten) Annahme, dass natürlich dann fast alle von

der Schließung bedrohten Schulen „besondere Umstände“ für sich reklamieren würden und

damit so etwas wie eine - wenigstens ansatzweise - „kontrollierte Gerechtigkeit“ auch noch

wegfiele.

Also bleiben Ausweichmaßnahmen und einige Hilfs- und Abschwächungsmaßnahmen, um

die Folgen zu mildern. Einige dieser (möglichen) Maßnahmen sind ja in Lage bereits

getroffen worden. Auf diesem Wege gilt es fortzufahren, damit es zukünftig zu so wenigen

Schließungen wie möglich kommt.

Das erste Mittel dazu ist, überall dort, wo die Schließung einer einzelnen Schule droht,

Zusammenlegungen und Kooperationen zu versuchen („Schulverbünde“ etc.). Das bedeutet

teilweise erhöhten Aufwand, auch für Lehrkräfte, die dann an mehreren Schulen unterrichten

müssen. Aber wenn es dadurch gelingt, Schulschließungen zu vermeiden, muss dieser

Aufwand und müssen ggf. weitere Einschränkungen in Kauf genommen werden. Solche

Kooperationen zwischen Schulen müssen nicht an Gemeindegrenzen halt machen, sondern

können, wenn es dem Erhalt einzelner Schulen dient, sicher auch überörtlich durchgeführt

werden, auch wenn es dazu neuer Einstellungen und neuer organisatorischer Maßnahmen

bedarf.

Vielleicht gelingt es in ein paar Fällen, an einzelnen Schulen Angebote für die Flexibilisierung

des Schulalltags und des Unterrichts zu erstellen, die es erlauben, eine Schule auch bei

zurückgehenden oder unter den gesetzlich vorgeschriebenen Mindestwerten liegenden

Schülerzahlen noch weiter zu betreiben. Eine Möglichkeit dazu wäre beispielsweise

jahrgangsübergreifender Unterricht (hatten wir ja auch alles schon einmal …). Aber schon

wegen der gesetzlichen Vorgaben würden das, wenn überhaupt, Einzelfälle mit

Sondergenehmigungen bleiben.

In einigen Situationen wird es also zur Schließung einer Schule in einem Ortsteil kommen –

gegen nackte Zahlen gibt es von einem bestimmten Augenblick der Entwicklung an keine

Argumente mehr, und gegen geltende Gesetze kann und darf eine Kommune

selbstverständlich nicht eigenmächtig handeln.



Wenn also irgendwann trotz aller Gegenmaßnahmen und Versuche eine Schulschließung

nicht mehr vermeidbar ist, was, wie oben gesagt, immer die Ultima Ratio sein sollte, sollte

sie zuerst dort angedacht werden, wo für die künftigen Schülerinnen und Schüler eine

Alternative vorhanden ist, die vor allem vom Schulweg her zumutbar ist. Möglichst sollte eine

Grundschule für die meisten Schülerinnen und Schüler ohne Schulbus erreichbar sein (auch

das wird nicht immer durchführbar sein, sollte aber das Ziel sein). Damit würde dem allseits

anerkannten Prinzip „kurze Beine, kurze Wege“ auch unter schwierigen Bedingungen

wenigstens ansatzweise noch Rechnung getragen.

Selbstverständlich ist es wichtig, die Bürgerinnen und Bürger in den betroffenen Ortsteilen

rechtzeitig zu informieren und zu beteiligen. Es wird Proteste geben, und diese Proteste

sind auch sehr verständlich, aber eine gewisse Einsicht in Notwendigkeiten wird sich nur

dann ergeben, wenn die Bürgerinnen und Bürger sich ernst genommen und rechtzeitig

beteiligt fühlen.

Dann gilt es, in den Ortsteilen, in denen Schulen geschlossen worden sind, darüber

nachzudenken, welche Möglichkeiten für die weitere Nutzung des leer stehenden

Schulgebäudes es gibt und ob daraus vielleicht eine Art von „Ersatz für das verloren

Gegangene“ entstehen könnte, um den Wegfall der Schuleinrichtung in gewisser Weise zu

kompensieren. Möglicherweise könnte eine andere Art von Lernort („VHS-Filiale“,

Computerkurse o. ä.) oder Kulturinstitution oder örtlichem Treffpunkt für

Veranstaltungen etc. entstehen. Solche Maßnahmen werden am Ende den Verlust der

Grundschule nicht völlig wettmachen können, aber sie können vielleicht ein kleiner Anteil zur

„Wiedergutmachung“ sein.

Halten wir also fest: Schließungen von Grundschulen (und vielleicht auch anderen

Institutionen in einem Ortsteil) werden sich im Zuge der fortschreitenden negativen

demografischen Entwicklung nicht völlig vermeiden lassen. Aber auch mit den Folgen der

Schließung einer Grundschule im Ort oder im Ortsteil kann und muss man umgehen. Die

Folgen für einen Ortsteil sind allerdings teilweise erheblich. Vieles ließe sich vereinfachen

bzw. vermeiden, wenn flexible Reaktionen und dezentrale Lösungen möglich wären, die im

Einzelfall abweichen von strengen gesetzlichen Vorgaben. Dazu wären neue gesetzliche

Regelungen erforderlich – und unseres Erachtens auch notwendig. Die würden helfen, die

Schließung so mancher Grundschule zu verhindern, ohne die Qualität des Schulwesens

insgesamt zu gefährden. Und die würden, ganz nebenbei, helfen, die Identifikation der

Bewohnerinnen und Bewohner mit ihrer Heimatstadt und Ihrer Region zu erhöhen.

VII.

Wenn Sie unsere Internetseite häufiger besuchen, wissen Sie, dass wir uns seit Monaten mit

dem Schwerpunkt „Umgang mit den Folgen der demographischen Entwicklung in Lage“

beschäftigen. Wir sind nämlich der Meinung, dass sich die Stadt Lage bisher viel zu wenig

mit diesem (neben der Finanzkrise) für die nächsten Jahrzehnte wohl wichtigsten Thema

beschäftigt hat.

Jetzt konnten wir einen ersten Erfolg der BBL - Initiative vermelden – in der letzten

Ratssitzung vor den Sommerferien (11.7.2013) wird auch und endlich das Thema

„demografischer Wandel in Lage“ behandelt, u. a. mit einem Vortrag von einem/einer

Experten/Expertin der Bertelsmann-Stiftung.



Aber wir werden weiter am Ball bleiben. Zwar haben wir schon viele wichtige Punkte

angesprochen, aber wir haben auch zum Thema „demografischer Wandel“ noch

verschiedene Beiträge, die wir Ihnen zur Kenntnis geben möchten, damit Sie über die Fakten

und über unsere Position(en) dazu informiert sind und entscheiden können, was Sie

persönlich davon halten.

Zunächst möchten wir Ihnen drei Beiträge (in Auszügen) zur Kenntnis geben, die wir für

wichtig und informativ halten.

- Einmal handelt es sich um einen Beitrag aus der LZ vom 28.3.2013 über die

möglichen Auswirkungen des demografischen Wandels für ländliche Regionen -

ein Thema, über das auch wir schon gesprochen haben, nämlich unter dem Aspekt

„Entwicklung in den Ortsteilen“, was ja bekanntlich für Lage größtenteils „Entwicklung

in den ländlichen Bereichen“ bedeutet (siehe unsere früheren Beiträge!).

- Des Weiteren handelt es sich in zwei Beiträgen um Erkenntnisse von Fachleuten zum

Thema „Rolle von Neubaugebieten für den Umgang mit dem demographischen

Wandel“. Auch darüber haben wir bereits verschiedentlich unsere Meinung geäußert

– (auch) hier wird sie noch einmal ausdrücklich bestätigt: Die Rolle von

Neubaugebieten wird in diesem Zusammenhang fast immer überschätzt – mit der

Schaffung von Neubaugebieten kann man den demographischen Wandel nicht

aufhalten. Auch das, was hier noch einmal bestätigt wird, haben wir immer betont.

1) Zuerst kommen wir zum Thema „demographischer Wandel auf dem Lande“ und zu

dem Artikel aus der „Lippischen Landes-Zeitung“ vom 28.3.2013.

Aus Gründen des Urheberrechts können wir hier nicht den gesamten Artikel

wiedergeben, sondern nur einige wichtige Auszüge daraus. Es wird darin das deutlich,

was auch wir in unseren früheren Beiträgen bereits gesagt haben:

In den ländlichen Bereichen wird wohl nicht die komplette Bandbreite der bisherigen

Möglichkeiten und Dienstleistungen erhalten bleiben können. Es ist sicher besser, sich

das rechtzeitig klarzumachen. Und es ist ein Gebot der Ehrlichkeit der Bevölkerung

gegenüber, keine falschen Versprechungen zu machen und keine Illusionen aufrecht zu

erhalten, da man dann rechtzeitig noch Vorbereitungen treffen und gezielter mit der

Entwicklung umgehen kann.

Die Tatsache, dass nicht in allen Gebieten alles, was bisher vorhanden war, erhalten

werden kann, muss jedoch nicht den Untergang bedeuten. Auch das wird in dem Artikel

noch einmal deutlich. Ein kreativer Umgang, eine Veränderung der Gewohnheiten, aber

auch eine Veränderung des Denkens, all das kann gleichzeitig eine Chance bedeuten

und zu neuen Möglichkeiten führen – auch das war genau der Tenor unserer

Ausführungen aus früheren Beiträgen.

Hier also der Artikel vom 28.3.2013 in wichtigen Auszügen:



(…)

(…)
(…)

2) Die Bertelsmann-Stiftung befasst sich seit Jahren ebenfalls intensiv mit dem Thema

„demographischer Wandel“ und hat dazu eine Vielzahl von verschiedenen

Publikationen veröffentlicht, u. a. in der online abzurufenden Reihe www.wegweiser-

kommune.de.

Die Autoren Hannah Amsbeck u. a. (siehe unten!) erläutern im Vorfeld ihrer

„Bevölkerungsvorausberechnung 2030“ dezidiert ihre Methodik und ihre Vorgehensweise.



Zusätzlich nehmen sie in einer gesonderten Publikation häufig geäußerte (auch kritische)

Fragestellungen auf und versuchen sie zu beantworten (siehe unten!), etwa dazu, wie

denn Datenerhebungen zustande kommen und wie zuverlässig sie sind, mit welcher

Methodik die Wissenschaft vorgeht, wie sie zu ihren Aussagen kommt, wie gesichert

diese Aussagen sind etc.

Eine dieser Ausgangsfragen lautete sinngemäß, wie es denn dazu komme, dass

einzelne Kommunen ab und zu viel günstigere Prognosen für ihre eigene künftige

Entwicklung erarbeiteten als die Prognosen, die aus der Wissenschaft stammen oder aus

Statistiken abgeleitet werden.

In der Antwort zeigt sich, dass ein Grund dafür ist, dass die Kommunen einfach

mehrere geplante Neubaugebiete schon vorher „einpreisen“ und daraus ableiten,

dass dadurch auch ein stärkerer Zuzug in die Kommunen erfolgt und damit der

negative demographische Wandel „entschärft“ würde – ein auch in Lage immer

wieder auftauchender Gedankengang, der offenbar nicht auszurotten ist.

Aber er ist schon vom Ansatz her falsch bzw. unlogisch. Das haben wir immer wieder

betont, und das wird auch von den Fachleuten aus der Bertelsmann-Stiftung noch einmal

eindeutig formuliert (siehe unten!):

„In den Kommunen finden oftmals nur lokale Vorausberechnungen statt, die das

regionale Umfeld nicht berücksichtigen“, heißt es dort - hier wird also das

Kirchturmdenken kritisiert, das wir ebenfalls in unseren früheren Beiträgen kritisiert

haben.

Wenn nämlich (wie es meistens der Fall ist) die Zuzüge von innerhalb des

Stadtgebietes kommen, findet insgesamt natürlich kein Bevölkerungszuwachs statt,

sondern nur eine „strukturelle Umverteilung“ - es erhöhen sich dafür die

Wohnungsleerstände in anderen Gebieten der Kommune. Die Schaffung von

Neubaugebieten in anderen Kommunen (in denen genauso kurzsichtig gedacht wird)

führt dagegen sogar zu Fortzügen aus der eigenen Kommune – aber daran wird

meistens gar nicht gedacht.

Daher heißt dann der Schlusssatz: „Insgesamt scheint die Relevanz von Neubaugebieten

auf demographische Entwicklungen oft überschätzt zu werden“.

Das heißt nichts anderes, als dass die Behauptungen oder Erwartungen, durch die

Schaffung von Neubaugebieten könne man den demographischen Wandel und den

Bevölkerungsrückgang in einer Kommune aufhalten, in der Regel Illusionen sind – genau

das, was wir in unseren vorherigen Beiträgen auch immer gesagt haben.

Hier der Auszug aus dem Beitrag der Bertelsmann-Stiftung, wegweiser–kommune.de,

Stand: Oktober 2011, auf die gedachte Frage, wie es denn zu verschiedenen Zahlen und

Prognosen für einzelne Kommunen kommen könne (Unterstreichungen von uns):



3) In einem weiteren Beitrag von Katrin Fahrenkrug und Michael Melzer aus der Reihe

wegweiser-kommune.de heißt es bereits im Jahre 2008, also vor 5 Jahren, u. a.:

„Spätestens unter den Rahmenbedingungen der demographischen Entwicklung hat die

Erwartung, dass Flächenwachstum auch Wohlstandswachstum bedeutet, ihre Berechtigung

verloren. (…) Notwendig ist ein Paradigmenwechsel von einer wachstumsorientierten

Planung hin zu einer bestandserhaltenden oder gar auf Rückbau und Zentralisierung

ausgerichteten Planung“ (siehe Beitrag unten!).



Wann wird auch in Lage dieses Signal von 2008 ankommen??


